
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

“Wir müssen in  
D e u t s c h l a n d 
und Europa wie-
der zu regelba-
sierten Ent-
s c h e i d u n g e n 
kommen.” 

(Friedrich Merz am 
Donnerstag dieser Wo-
che bei einem Früh-
stücksgespräch mit Ab-
geordneten in Berlin) 
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In dieser Ausgabe:

Stimmung und politi-
sche Lage  haben sich 
in Berlin und Deutsch-
land in den letzten zwei 
Wochen signifikant ver-
ändert. Die CDU ist auf 
dem spannenden Weg, 
eine/n neue/n Vorsit-
zende/n zu finden. 
Während die Hessische 
Wahl erst noch korrekt 
ausgezählt werden 
muss, bildet die CSU in 
Bayern eine neue Re-
gierung und Markus 
Söder wurde Anfang 
der Woche zum Bayeri-
schen Minister-
präsidenten ge-
wählt. Herzli-
chen Glück-
wunsch! 

Im Deutschen 
Bundestag ha-
ben wir diese 
Woche viele Leis-
t u n g s g e s e t z e 
verabschiedet. 
Verbesserungen 
in der Pflege und bei 
der Rente gerade für 
Mütter kommen älte-
ren Menschen zugute. 
Wir entlasten Familien 
und die arbeitende Mit-
te durch mehr Kinder-
geld und den Abbau der 
kalten Progression. Zu-
dem beschleunigen wir 
den Bau neuer Straßen 
und Schienen, indem 
Planungsverfahren effi-
zienter und bürgernä-
her werden.  

Schließlich haben wir 
umfangreiche Hilfen für 
Langzeitarbeitslose auf 
den Weg gebracht, da-
mit diese mit staatli-
cher Übernahme der 
Lohnkosten einen Weg 
zurück in Arbeit finden. 

Dass die Regierungsko-
alition  für gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse 
in ganz Deutschland 
antritt, haben wir  am 
Mittwoch in einer ers-
ten Orientierungsdebat-
te   betont. Dabei haben 
wir unter anderem Fra-

gen einer ge-
rechten Vertei-
lung von Res-
sourcen oder 
Teilhabemög-
lichkeiten für 
a l l e  i n 
D e uts ch l a nd 
lebenden Men-
schen unab-
hängig von ih-
rem Wohnort 

aufgegriffen. Struktur-
schwächen in ländli-
chen Räumen, Regio-
nen, Städten und Kom-
munen in allen Bundes-
ländern sollen wir-
kungsvoll bekämpft und 
die Kommunen beim 
demografischen Wandel 
unterstützt werden. Zur 
Erarbeitung konkreter 
Handlungsempfehlun-
gen hat die Bundesre-
gierung eine Kommissi-
on „Gleichwertige Le-

bensverhältnisse“ einge-
setzt. Wie keine andere 
Fraktion stehen wir für 
die Interessen aller Regi-
onen unseres Landes ein 
– Stadt oder Land, Ost 
oder West. Die Union 
trägt die Idee des Zusam-
menhalts schon in ihrem 
Namen. 

Am heutigen Freitag ha-
ben wir im Plenum des 
Deutschen Bundestages 
der besonderen Datums 
in der deutschen Ge-
schichte gedacht: Wir 
erinnern uns an den 
Mauerfall 1989, an die 
Reichspogromnacht vor 
80 Jahren sowie an die 
Ausrufung der Republik 
1918. Am 11. November 
jährt sich zudem das En-
de des 1. Weltkriegs zum 
1 0 0 .  M a l .  D i e s e 
„Urkatastrophe“ des 20. 
Jahrhunderts brachte 
große Veränderungen für 
Europas Landkarte. Ers-
te Ideen einer europäi-
schen Einigung entstan-
den in der Folge, aber 
erst nach dem noch 
schlimmeren 2. Welt-
krieg gelang ihnen der 
Durchbruch. Für die eu-
ropäische Einigung steht 
niemand so sehr wie wir 
als Union. Unsere einsti-
gen Feinde sind heute 
unsere Freunde und 
Partner. Wir werden un-
seren Beitrag dazu leis-
ten, dass dies so bleibt. 

Es geht voran! 

Freitag, 09. November 2018 
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es Regelinstrument „Teilhabe 
am Arbeitsmarkt" (§ 16i SGB 
II) geschaffen. Beide Regelun-
gen sorgen dafür, dass sich die 

Förderung passge-
nau an den Be-
dürfnissen der 
Menschen orientie-
ren lässt. Die Rah-
menbedingungen 
haben wir so aus-
gestaltet, dass es 
allen potentiellen - 
privaten und öf-
fentlichen - Arbeit-
gebern ermöglicht 
wird, die benötig-

ten geförderten Arbeitsplätze 
anzubieten. 

Mit dem neuen Regelinstru-
ment „Teilhabe am Arbeits-
markt“ nach § 16i SGB II schaf-
fen wir für erwerbsfähige Men-
schen, die älter als 25 Jahre 
sind, seit mindestens sechs 
Jahren Leistungen nach dem 
SGB II beziehen und in dieser 
Zeit nicht oder nur kurzzeitig 
erwerbstätig waren, ein neues 
Unterstützungsangebot.  

Diese Woche haben wir das 
Teilhabechancengesetz be-
schlossen. Wir sorgen dafür, 
dass auch diejenigen, die 
schon lange ohne Ar-
beit sind, von der ak-
tuell sehr guten Lage 
auf dem Arbeitsmarkt 
profitieren können. 

Wir bieten Langzeitar-
beitslosen mehr kon-
krete  Beschäft i -
g u n g s o p t i o n e n . 
Gleichzeitig verbes-
sern wir durch inten-
sive Betreuung, gute 
Beratung und wirksa-
me Förderung die Beschäfti-
gungsfähigkeit von sehr ar-
beitsmarktfernen Langzeitar-
beitslosen: Mit dem Teilha-
bechancengesetz werden wir 
in der „Grundsicherung“ 
(Sozialgesetzbuch II) zwei 
Förderinstrumente neufassen 
bzw. aufnehmen:  

Zum einen wird die „Einglie-
derung von Langzeitarbeitslo-
sen" neu gefasst (§ 16e SGB 
II) und zum anderen ein neu-

Um ihre Chancen am Arbeits-
markt zu verbessern, geben 
wir künftig in den ersten bei-
den Jahren eines Arbeitsver-
hältnisses einen Zuschuss 
zum Lohn in Höhe von 100 
Prozent auf Basis des gesetz-
lichen Mindestlohns. Arbeit-
geber, die tarifgebunden oder 
nach kirchlichen Arbeits-
rechtsregelungen zur Zahlung 
eines höheren Entgelts ver-
pflichtet sind, erhalten den 
Zuschuss in der entsprechen-
den Höhe.  

Der Zuschuss für den Arbeit-
geber sinkt ab dem dritten 
Jahr – mit der Verbesserung 
der Arbeitsleistung der geför-
derten Person -  um jeweils 
zehn Prozentpunkte jährlich 
ab. Die Förderdauer beträgt 
maximal fünf Jahre. Auch 
hier findet flankierend ein 
ganzheitliches beschäfti-
gungsbegleitendes Coaching 
statt, um das geförderte Ar-
beitsverhältnis nachhaltig zu 
stabilisieren. Bis 2024 kann 
eine Förderung begonnen 
werden. 

Langzeitarbeitslose in Arbeit bringen 

Frühstücksgespräch mit Friedrich Merz 
Interesse war selbst morgens 
um 7:30 dennoch groß. Da mehr 
als die 50 erwarteten Kollegen 

gekommen sind, 
haben die vor-
handenen Sitz-
plätze im „Haus 
des Familienun-
ternehmens“ der 
Stiftung Fami-
lienunternehmen 
zeitweise nicht 
ausgereicht.  

Friedrich Merz gab eine fun-
dierte Einschätzung der aktuel-
len Lage ab, und legte seine 
S i c h t w e i s e  d e s  C D U -

Über 60 Fraktionskollegin-
nen und -kollegen haben am 
Donnerstagmorgen die Chan-
ce zu einem per-
sönlichen Aus-
t a us ch  m it 
Friedrich Merz 
genutzt. 

Da die Unions-
fraktion Merz 
nicht zu einer 
Vorstellung ein-
geladen hatte, 
fand das Treffen ohne Frakti-
onsführung und nicht in den 
Räumlichkeiten des deut-
schen Bundetages statt.  Das 

Markenkerns dar, bei dem er 
besonders junge Familien, die 
Wirtschaft und die vielen Ar-
beitnehmer, die den Karren in 
diesem Land ziehen, in den 
Blickpunkt rückte.  

Mit Blick auf die Themen Zu-
wanderung und Europa sprach 
Merz vor dem Hintergrund be-
stehender staatlicher Vollzugs– 
und Regelungsdefizite und der 
tektonischen Verschiebungen 
im deutschen Parteiensystem: 
“Wir müssen in  Deutschland 
und Europa wieder zu regelba-
sierten Entscheidungen kom-
men.”
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Diese Woche haben wir in erster 
Lesung einen Gesetzentwurf 
beraten, mit dem die Über-
gangsfrist bis zum vollständigen 
Verbot der betäubungs-
losen Ferkelkastration 
um zwei Jahre verlän-
gert werden soll. 

Ohne ein Handeln des 
Gesetzgebers würden 
gerade die kleinen Höfe 
ab dem kommenden Jahr vor 
einem unlösbaren Problem ste-
hen. Denn es gibt zur Zeit keine 
marktgängige oder praktikable 
Alternative zur betäubungslo-

sen Ferkelkastration. Erforderli-
che Tierarzneimittel sind noch 
nicht zugelassen. Alternative 
Verfahren werden bislang von 

Handel und 
V e r b r a u -
cher nicht 
akzeptiert. 
Ein Verbot 
ohne Alter-
native wür-
de viele 

Sauenhalter zur Aufgabe zwin-
gen. Die Folge wäre die Abwan-
derung der Ferkelerzeugung ins 
Ausland - mit zum Teil erheblich 
niedrigeren Tierschutzstandards.  

o. Euro) jeweils einmalig für das 
Jahr 2019 verlängert. Ebenso 
erfolgt eine Verlängerung der 
ursprünglich bis zum Jahr 2018 

befristeten Entlastung der Kom-
munen von den zusätzlichen 
Kosten für Unterkunft und Hei-

zung für anerkannte Asyl- und 
Schutzberechtigte. Für 2019 
werden die Mittel des Bundes 
zur Förderung des sozialen 

Wohnungsbaus durch die 
Länder um 500 Mio. Euro 
auf 1,5 Mrd. Euro erhöht, 
was eine entsprechende Än-
derung des Entflechtungs-
gesetzes erforderlich macht.  

Schließlich werden die Län-
der durch die vollständige 
Tilgung der Restschuld des 
Fonds Deutsche Einheit 

zum Jahresende von ihrer bis-
herigen Beteiligung an der Til-
gung entbunden.  

In erster Lesung haben wir 
einen Gesetzentwurf zur Um-
setzung verschiedener Einzel-
maßnahmen zur fortgesetz-
ten Beteiligung des 
Bundes an den In-
tegrationskosten der 
Länder und Kommu-
nen und zur Rege-
lung der Folgen der 
Abfinanzierung des 
Fonds „Deutsche 
Einheit“ beraten.  

So werden die Integ-
rationspauschale (2 Mrd. Eu-
ro) und die flüchtlingsbezoge-
ne Kinderbetreuung (435 Mi-

Integrationskosten 

Die zweijährige Übergangsfrist 
muss jetzt genutzt werden, um 
tierschutzgerechte Alternati-
ven für die Praxis zu erarbei-
ten. Wir erwarten, dass diese 
Aufgabe von allen Beteiligten 
mit Hochdruck angegangen 
wird. Insbesondere soll es dem 
geschulten Landwirt ermög-
licht werden, Tierarzneimittel 
selbst anzuwenden.  

Zugleich kommt es auf das 
Kaufverhalten der Verbrau-
cher an. Denn am Ende wird 
auch an der Ladenkasse über 
das Tierwohl entschieden.  

Betäubungslose Ferkelkastration 

Ebenfalls wird der steuerliche 
Grundfreibetrag angehoben 
und die kalte Progression ab-
gebaut. Durch diese Maßnah-
men werden Familien mit 
Kindern und insbesondere 
Steuerzahler mit unteren und 
mittleren Einkommen um 
insgesamt rund 9,8 Mrd. Euro 
pro Jahr entlastet.  

Bis 2022 summieren 
sich die Entlastungen 
auf fast 35 Mrd. Euro. 
Wir bauen mit diesem 
Gesetz zum 6. Mal in 
Folge die kalte Pro-
gression ab, so dass 
Lohnerhöhungen nicht 

von einer höheren Steuer auf-
gefressen werden.  

Diese Woche haben wir eine 
Reihe von Verbesserungen 
zugunsten von Familien mit 
Kindern beschlossen. Diese 
umfassen eine Erhöhung des 
Kindergelds um 10 Euro ab 1. 
Juli 2019 sowie eine Anhe-
bung des Kinderfreibetrags 
um 192 Euro ab 1. Januar 
2019.  

Mehr Geld für Familien 
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"Zuwanderer, die auf Dauer hier leben 
wollen, müssten sich einer gewachse-
nen, freiheitlichen deutschen Leitkul-
tur anpassen." 

(Der ehemalige CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende und Kandidat für den 
CDU-Parteivorsitz, Friedrich Merz, im Jahr 2000)  

Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
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endete 65. Lebensjahr und acht 
Monate verlängert und von 
2020 bis 2031 schrittweise auf 
das vollendete 67. Lebensjahr 
verlängert. Entsprechendes gilt 
für die Renten wegen Todes. 
Die Verlängerung wird auch 

auf die Alterssiche-
rung der Landwirte 
übertragen. 

Stabilisierung von 
Rentenniveau und 
Beitragssatzgaran-
tie 
Bis zum Jahr 2025 
wird die heutige Si-
cherungsgrenze des 
Rentenniveaus vor 

Steuern von 48 % festgeschrie-
ben. Das Rentenniveau stellt 
dabei aber nicht den individu-
ellen Rentenanspruch jedes 
Einzelnen dar, sondern die Re-
lation zwischen der Höhe der 
Standardrente (45 Jahre Bei-
tragszahlung auf Basis eines 
Durchschnittsverdienstes) und 
dem Entgelt eines Durch-
schnittsverdieners. 

Außerdem darf der Beitrags-
satz zur allgemeinen Renten-
versicherung bis zum Jahr 
2025 auf höchstens 20 % an-
steigen. Die Untergrenze des 
Beitrages wird bei 18,6 % fest-
geschrieben. Die Rentenversi-
cherung steht dank der Politik 
der Union heute auf einem soli-
den finanziellen Fundament. 
Der Bund garantiert die Absi-
cherung durch Bundesmittel. 

Zusätzlich leistet der Bund in 

Diese Woche wurde das 
„Gesetz über Leistungsver-
besserungen und Stabilisie-
rung in der gesetzlichen Ren-
t e n v e r s i c h e r u n g “ 
(Rentenpaket) beschlossen. 

Zu den wichtigsten Regelun-
gen zählen: 

Verbesserte Kinder-
erziehungszeiten 
(Mütterrente) 
In Zukunft wird die 
Kindererziehungszeit 
für Mütter und Väter, 
die vor 1992 geborene 
Kinder erzogen haben, 
um weitere sechs Mo-
nate auf nun 2,5 Jahre 
Versicherungszeit verlängert. 
(Hinweis: Für ab 1992 gebo-
rene Kinder werden schon 
heute 3 Jahre Kindererzie-
hungszeit angerechnet.) In 
der vorangegangenen Legis-
laturperiode hatten wir be-
reits die Kindererziehungs-
zeit (= Rente für vor 1992 ge-
borene Kinder) von einem auf 
zwei Jahre erhöht. 

Verbesserte Erwerbsmin-
derungsrente 
Wer wegen Krankheit oder 
Unfall vorzeitig Rente bean-
tragen muss, wird künftig 
durch die neue Zurechnungs-
zeit finanziell bessergestellt. 
Zukünftig wird diese Zurech-
nungszeit bis zur Vollendung 
der Regelaltersgrenze ausge-
weitet. Daher wird sie für 
Rentenzugänge im Jahr 2019 
in einem Schritt auf das voll-

den Jahren 2022 bis 2025 Son-
derzahlungen in Höhe von zu-
nächst 500 Millionen Euro je 
Jahr.  

Entlastung von Geringver-
dienerinnen und Geringver-
dienern  
Menschen, die in der bisher 
vom Gesetz so bezeichneten 
Gleitzone zwischen 450,01 Euro 
bis 850 Euro monatliches Ar-
beitsentgelt erzielen, wurden 
schon nach geltendem Recht bei 
den Arbeitnehmerbeiträgen zur 
Sozialversicherung entlastet. 
Diese Zone soll auf 1300 Euro 
ausgeweitet werden. Diese Re-
gelung betrifft vor allem Men-
schen, die von einer steuerli-
chen Entlastung nicht profitie-
ren können. Zukünftig ergeben 
sich aber anders als bisher aus 
den geringeren Beiträgen keine 
Nachteile mehr bei der späte-
ren Rente. D.h. es wird ein Ren-
tenanspruch erworben, der dem 
tatsächlichen Gehalt ent-
spricht, obwohl geringere Bei-
träge gezahlt werden. 

Dank der derzeit guten wirt-
schaftlichen Entwicklung er-
scheinen die zusätzlichen Aus-
gaben mittelfristig finanzier-
bar. Inwieweit diese sowie wei-
tere geplante Leistungserhö-
hungen der Rentenversiche-
rung langfristig zu stemmen 
sind, und wie gerecht eine wei-
ter wachsende Umverteilung zu 
Lasten der Jungen und Leis-
tungserbringer in unserer Ge-
sellschaft empfunden wird, 
muss sich zeigen.  

Rentenpaket beschlossen 


